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G e s e t z
zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen

und der Freien Hansestadt Bremen 
zu einer grenzüberschreitenden Raumordnung 

und Landesentwicklung

Vom 24. September 2009

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 5. Mai 2009 unterzeichneten Staatsvertrag zwi-
schen dem Land Niedersachsen und der Freien Hansestadt
Bremen zu einer grenzüberschreitenden Raumordnung und
Landesentwicklung wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) 1Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 4
Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt zu machen. 2Das Gleiche gilt für den
Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 4 Abs. 2
außer Kraft tritt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 24. September 2009

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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Staatsvertrag

zwischen dem Land Niedersachsen und der
Freien Hansestadt Bremen zu einer grenzüberschreitenden Raumordnung und Landesentwicklung

Das Land Niedersachsen, vertreten durch den Ministerprä-
sidenten, und die Freie Hansestadt Bremen, vertreten durch
den Präsidenten des Senats, schließen vorbehaltlich der Zu-
stimmung ihrer verfassungsmäßig berufenen Organe nachfol-
genden Staatsvertrag:

Präambel

Es ist Anliegen und gemeinsames Interesse der Länder
Niedersachsen und Bremen, die Rahmenbedingungen für die
wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung in den Verflech-
tungsbereichen der Oberzentren Bremen und Bremerhaven
mit Niedersachsen durch eine verbindliche, grenzübergreifen-
de raumordnerische Zusammenarbeit weiter zu verbessern. 

Beide Länder begrüßen die vielfältigen regionalen Aktivi-
täten von Städten, Gemeinden, Flecken, Samtgemeinden und
Landkreisen zur vertieften regionalen Abstimmung und Ver-
netzung in den Verflechtungsbereichen und wollen diese ak-
tiv unterstützen. Dabei anerkennen sie die Bedeutung der
Landkreise und kreisfreien Städte in ihrer Funktion als Träger
der Regionalplanung sowie die Bedeutung der Städte und Ge-
meinden als Träger der kommunalen Planungshoheit. Die
Länder bekennen sich gemeinsam mit diesen Akteuren zur
partnerschaftlichen Entwicklung der Region auf verlässlicher
Basis. Die nachfolgenden Vereinbarungen zu einer größeren
Verbindlichkeit sind ein erster Schritt auf dem Wege zu einer
gemeinsamen Landesgrenzen überschreitenden Raumordnung
und Landesentwicklung. 

Die raumstrukturelle Gesamtentwicklung soll sich am Leit-
bild der dezentralen Konzentration der Siedlungsentwicklung
orientieren, das durch Stärkung der regionalen Qualitäten den
Anforderungen der Nachhaltigkeit, der demografischen Ent-
wicklung und der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit ge-
recht wird.

Grundlagen hierfür sind

— das von den niedersächsischen Städten Achim, Bassum,
Delmenhorst, Osterholz-Scharmbeck, Sulingen, Syke, Twis-
tringen und Verden, den Gemeinden Berne, Dötlingen,
Ganderkesee, Grasberg, Hude, Kirchlinteln, Lemwerder,
Lilienthal, Oyten, Ritterhude, Schwanewede, Stuhr, Weyhe
und Worpswede, den Flecken Langwedel und Ottersberg
sowie den Samtgemeinden Bruchhausen-Vilsen, Hamber-
gen, Harpstedt, Grafschaft Hoya und Thedinghausen ge-
meinsam mit den Landkreisen Diepholz, Oldenburg,
Osterholz, Verden und Wesermarsch sowie der Stadtge-
meinde Bremen erarbeitete Interkommunale Raumstruk-
turkonzept Region Bremen (INTRA), 

— der von den niedersächsischen Städten Cuxhaven, Langen
und Nordenham, den Gemeinden Butjadingen, Loxstedt,
Nordholz und Schiffdorf sowie den Samtgemeinden Be-
derkesa, Beverstedt, Hadeln, Hagen und Land Wursten
gemeinsam mit den Landkreisen Cuxhaven und Weser-
marsch sowie der Stadtgemeinde Bremerhaven eingerich-
tete Prozess des Regionalforums Bremerhaven, 

— die für die raumordnerische Zusammenarbeit beider
Länder relevanten Regelungen des Landes-Raumordnungs-
programms Niedersachsen, insbesondere diejenigen zur
Entwicklung in den Verflechtungsbereichen Bremen/Nie-
dersachsen.

Diese Grundlagen werden in Bremen zeitnah durch eine
nach zentralörtlichen Prinzipien differenzierte raumstruktu-
relle Gliederung ergänzt.

Anliegen und gemeinsames Interesse der Länder Nieder-
sachsen und Bremen ist auch eine Verfahrensbeschleunigung
bei grenzüberschreitenden Infrastrukturmaßnahmen.

Daraus resultierend und in Umsetzung ihrer gemeinsamen
Verantwortung für eine erfolgreiche regionale Entwicklung
schließen die Länder Niedersachsen und Bremen folgenden
Staatsvertrag:

Artikel 1

Festlegung gemeinsamer Erfordernisse der Raumordnung 
auf Ebene der beiden Länder, oberzentrale Funktionen 

der Städte Bremen und Bremerhaven

(1) Die Städte Bremen und Bremerhaven stellen für die nie-
dersächsischen Gebietskörperschaften im jeweiligen Verflech-
tungsbereich oberzentrale Funktionen bereit und werden
insofern raumordnungsrechtlich den innerhalb von Nieder-
sachsen liegenden Oberzentren gleichgestellt. 

(2) Das Land Bremen legt neben oberzentralen Standorten
eine nach zentralörtlichen Prinzipien differenzierte raum-
strukturelle Gliederung sowie ggf. weitere Erfordernisse der
Raumordnung fest. 

(3) Die Länder Niedersachsen und Bremen stimmen die je-
weiligen Zentralitätsfestlegungen ihrer Landesplanungen so-
wie grenzüberschreitende Leitlinien zu einer verträglichen
und nachhaltigen Entwicklung beider Länder untereinander
und mit den Trägern der Regionalplanung in Niedersachsen
ab.

(4) Die obersten Landesplanungsbehörden werden ermäch-
tigt, zwischen beiden Ländern einvernehmlich abgestimmte
Zentralitätsfestlegungen sowie entsprechende Leitlinien für
gegenseitig verbindlich zu erklären.

(5) Beide Länder erklären die für die raumordnerische Zu-
sammenarbeit beider Länder relevanten Regelungen des Landes-
Raumordnungsprogramms Niedersachsen 2008 (Ziffern 1.2 (05)
und 1.3) für gegenseitig verbindlich. Bremen übernimmt zeit-
nah die für die raumordnerische Zusammenarbeit beider Län-
der relevanten Regelungen als Grundsätze der Raumordnung
in seine Raumordnungsplanung gemäß § 8 (1) ROG.

Artikel 2

Rahmenregelung für einen raumordnerischen Vertrag 
zur verbindlichen Zusammenarbeit auf regionaler Ebene

(1) Die Länder Bremen und Niedersachsen bekräftigen das
gemeinsame Länderinteresse an einer dauerhaften verläss-
lichen grenzüberschreitenden Abstimmung im engeren Ver-
flechtungsbereich der Oberzentren Bremen und Bremerhaven
auch auf regionaler Ebene. Sie erklären ihre Bereitschaft, hier-
zu mit den regionalen Akteuren verbindliche vertragliche
Vereinbarungen zu entwickeln.

(2) Sie wirken in enger Zusammenarbeit mit den verant-
wortlichen regionalen Akteuren darauf hin, dass die gemein-
sam erarbeiteten regionalen Zielsetzungen als Grundsätze und
Ziele in die jeweiligen Regionalen Raumordnungsprogramme
sowie mit einer vergleichbaren raumordnungsrechtlichen Bin-
dungswirkung in die Flächennutzungspläne Bremen, Bremer-
haven und Delmenhorst übernommen werden.

(3) Für den Verflechtungsbereich des Oberzentrums Bre-
men gilt dabei:

Die Länder bewerten das auf freiwilliger Basis entstandene Inter-
kommunale Raumstrukturkonzept Region Bremen (INTRA)
als inhaltliche Ausgangsbasis für eine kontinuierliche weitere
Verbesserung der regionalen Zusammenarbeit im Verflech-
tungsbereich. Die räumliche Entwicklung im Verflechtungs-
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bereich soll durch eine besondere Form der interkommunalen
Abstimmung und Kooperation auf folgende Schwerpunkte
ausgerichtet werden:

— Stärkung der lokalen Siedlungsschwerpunkte, der Zentren
und der Ortskerne, 

— Zusammenführung lokaler Siedlungsentwicklungen mit
regionalen Planungen des ÖPNV,

— Ausbau der Voraussetzungen für Mobilität in der Region, 

— Regionale Steuerung des großflächigen Einzelhandels,

— Bündelung regionaler Wirtschaftskompetenzen und Ent-
wicklung gemeinsamer Gewerbestandorte, 

— Sicherung und Weiterentwicklung regionaler Landschafts-
und Freiräume.

(4) Um die gemeinsam angestrebte verbindliche Ausgestal-
tung der regionalen Zusammenarbeit im Verflechtungsbe-
reich des Oberzentrums Bremen zu unterstützen, erklären die
Länder Bremen und Niedersachsen in einem ersten Schritt
ihre Bereitschaft zum Abschluss eines Raumordnerischen
Vertrages mit den regionalen Akteuren zur Stärkung der In-
nenstädte und Ortskerne durch Steuerung des großflächigen
Einzelhandels auf allen Ebenen der raumbedeutsamen Pla-
nung. Dieser raumordnerische Vertrag soll verbindliche Rege-
lungen zu folgenden Kernelementen beinhalten:

— Standortkonzept,

— Sortimentslisten,

— Moderationsverfahren.

(5) Für den Verflechtungsbereich des Oberzentrums Bre-
merhaven gilt, dass der gemeinsam von niedersächsischen
Kommunen und der Stadtgemeinde Bremerhaven eingerichte-
te Prozess des Regionalforums ausgestaltet und vertieft wer-
den soll. 

Artikel 3

Verfahrensabstimmung über Infrastrukturmaßnahmen

Beide Länder streben an, zur Verfahrensbeschleunigung von
grenzüberschreitenden Infrastrukturmaßnahmen Planungs-
abläufe und Verfahrenszuständigkeiten im Vorfeld einer Vor-
habenplanung einvernehmlich zu regeln.

Artikel 4

Inkrafttreten

(1) Der Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikati-
onsurkunden werden ausgetauscht. Der Vertrag tritt am ers-
ten Tag des auf den Austausch der Ratifikationsurkunden
folgenden Monats in Kraft.

(2) Dieser Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit abge-
schlossen. Er tritt außer Kraft, wenn er jeweils bis zum Ende
eines Kalenderjahres zum Ablauf des übernächsten Jahres ge-
kündigt wird. Die Kündigung ist schriftlich gegenüber der
obersten Raumordnungsbehörde der anderen Vertragspartei
zu erklären.

Wilhelmshaven, den 5. Mai 2009

Für das Land Niedersachsen

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian W u l f f

Für die Freie Hansestadt Bremen

Der Präsident des Senats

Jens B ö h r n s e n

Bürgermeister
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G e s e t z
zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher 

Vorschriften

Vom 24. September 2009

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des 
Niedersächsischen Verwaltungsverfahrensgesetzes

Das Niedersächsische Verwaltungsverfahrensgesetz vom
3. Dezember 1976 (Nds. GVBl. S. 311), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Dezember 2004 (Nds. GVBl.
S. 634), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „in der Fassung vom
23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102)“ gestrichen.

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Das jeweilige Fachministerium wird ermächtigt,
für seinen Geschäftsbereich durch Verordnung 

1. festzulegen, dass in bestimmten Verfahren über ein-
zelne Gegenstände Versicherungen an Eides statt
nach § 27 des Verwaltungsverfahrensgesetzes abge-
nommen werden können, und

2. die für die Abnahme der Versicherung zuständigen
Behörden zu bestimmen.“

2. § 2 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Verwaltungs-
verfahrensgesetzes“ das Semikolon und die Worte „je-
doch können Vorschriften abweichend von § 29 Abs. 1
Satz 1 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vor-
sehen, dass Prüflingen Einsicht in die Prüfungsakten
zu gestatten ist“ gestrichen.

b) In Nummer 4 werden nach dem Wort „Hochschulen“
ein Komma und die Worte „der Stiftungen, die Träger
einer Hochschule sind,“ sowie nach dem Wort „Perso-
nal“ die Worte „an Hochschulen“ eingefügt.

3. Es wird der folgende neue § 3 eingefügt:

„§ 3

Zur Beglaubigung von Dokumenten nach § 33 Abs. 1
Satz 2 und Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes so-
wie von Unterschriften und Handzeichen nach § 34 Abs. 1
Satz 1 und Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes sind
befugt

1. die Gemeinden und Samtgemeinden,

2. die Landkreise sowie

3. jede Behörde im Rahmen ihrer sachlichen Zuständig-
keit.“

4. Die bisherigen §§ 3 bis 6 werden §§ 4 bis 8.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung

§ 6 Satz 1 des Niedersächsischen Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in der Fassung vom 30. April 2007
(Nds. GVBl. S. 179) wird wie folgt geändert:

1. Am Ende der Nummer 1 wird das Komma durch das Wort
„oder“ ersetzt.

2. Am Ende der Nummer 2 wird das Wort „oder“ durch ein
Komma ersetzt.

3. Nummer 3 wird gestrichen.

Artikel 3

Änderung der Verordnung zur Ausführung 
des Vorläufigen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

für das Land Niedersachsen

Die Verordnung zur Ausführung des Vorläufigen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Niedersachsen vom
22. Dezember 1989 (Nds. GVBl. 1990 S. 1), geändert durch
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung vom 19. Dezember 1990
(Nds. GVBl. S. 527), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird gestrichen.

b) In Nummer 2 wird die Gliederungsbezeichnung „2.“
gestrichen.

2. § 2 wird gestrichen.

Artikel 4

Neubekanntmachung

Das Niedersächsische Ministerium für Inneres, Sport und
Integration wird ermächtigt, das Niedersächsische Verwal-
tungsverfahrensgesetz in der nunmehr geltenden Fassung mit
neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmig-
keiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 24. September 2009

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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V e r o r d n u n g
zur Erhaltung von Dauergrünland und 

zur Änderung der Verordnung zur Übertragung 
von staatlichen Aufgaben 

auf die Landwirtschaftskammer Niedersachsen 

Vom 6. Oktober 2009

Aufgrund 

des § 5 Abs. 3 Nrn. 1 und 2 des Direktzahlungen-Verpflich-
tungengesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1763, 1767), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juni 2009
(BGBl. I S. 1284), und 

des § 2 Abs. 4 Nr. 2 des Gesetzes über die Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen in der Fassung vom 10. Februar 2003
(Nds. GVBl. S. 61, 176), zuletzt geändert durch Gesetz vom
16. November 2007 (Nds. GVBl. S. 637), 

wird verordnet: 

Artikel 1

Verordnung
zur Erhaltung von Dauergrünland

§ 1

Regelungsgegenstand

Diese Verordnung betrifft die im Rahmen der Gewährung
von Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe
nach

1. der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar
2009 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimm-
ten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftli-
cher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EG)
Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 so-
wie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
(ABl. EU Nr. L 30 S. 16) in der jeweils geltenden Fassung,

2. der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom
21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Ein-
haltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation
und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem
nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit ge-
meinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stüt-
zungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe
(ABl. EU Nr. L 141 S. 18) in der jeweils geltenden Fassung 

angestrebte Erhaltung von Dauergrünland.

§ 2

Genehmigungsvorbehalt 
für das Umbrechen von Dauergrünland

(1) 1Verringert sich in der gemeinsamen Förderregion des
Landes Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen der
Anteil der Flächen, die als Dauergrünland (Artikel 2 Satz 1
Nr. 2 der Verordnung [EG] Nr. 796/2004) genutzt werden, im
Verhältnis zur gesamten landwirtschaftlichen Fläche (Arti-
kel 2 Buchst. h der Verordnung [EG] Nr. 73/2009), berechnet
nach Artikel 3 Abs. 1, 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004,
um mehr als 5 vom Hundert bezogen auf das Jahr 2003, so
macht das Fachministerium dies im Niedersächsischen Minis-
terialblatt bekannt. 2Ab dem auf die Bekanntmachung folgen-
den Tag dürfen als Dauergrünland genutzte Flächen nur mit
behördlicher Genehmigung umgebrochen werden. 3Beschrän-
kungen aufgrund anderer Rechtsvorschriften in Bezug auf den
Umbruch von Dauergrünland bleiben unberührt. 4Eine Ge-
nehmigung nach Satz 2 ist nicht mehr erforderlich, sobald
das Fachministerium im Niedersächsischen Ministerialblatt
bekannt macht, dass sich der Anteil der als Dauergrünland ge-
nutzten Flächen im Verhältnis zur gesamten landwirtschaft-
lichen Fläche nicht mehr in einem 5 vom Hundert überstei-
genden Maß verringert hat.

(2) 1Die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 2 soll erteilt wer-
den, wenn sich die Betriebsinhaberin oder der Betriebsinha-
ber verpflichtet, unverzüglich nach dem Umbruch der Fläche
in gleichem Umfang neues Dauergrünland in der gemeinsa-
men Förderregion des Landes Niedersachsen und der Freien
Hansestadt Bremen anzulegen. 2Ist die für das neue Dauer-
grünland vorgesehene Fläche mit einer Feldfrucht bestellt, so
soll die Genehmigung erteilt werden, wenn sich die Betriebs-
inhaberin oder der Betriebsinhaber verpflichtet, die Fläche
unverzüglich nach dem Abernten der Feldfrucht als Dauer-
grünland anzulegen. 3Die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 2
kann auch ohne Verpflichtung der Betriebsinhaberin oder des
Betriebsinhabers zur Anlage neuen Dauergrünlands erteilt
werden, wenn eine Verpflichtung im Einzelfall zu einer nicht
beabsichtigten Härte führen würde und der Umbruch für die
Erhaltung eines bestehenden landwirtschaftlichen Betriebs
zwingend erforderlich ist.

(3) 1Soweit die für das neue Dauergrünland vorgesehene
Fläche von der Betriebsinhaberin oder dem Betriebsinhaber
gepachtet ist, ist die Zustimmung der Eigentümerin oder des
Eigentümers der Fläche zur Nutzung als Dauergrünland erfor-
derlich. 2Soweit die für das neue Dauergrünland vorgesehene
Fläche zu einem anderen Betrieb gehört, ist die Zustimmung
der anderen Betriebsinhaberin oder des anderen Betriebsinha-
bers erforderlich; steht die Fläche nicht im Eigentum der an-
deren Betriebsinhaberin oder des anderen Betriebsinhabers,
so ist auch die Zustimmung der Eigentümerin oder des Eigen-
tümers erforderlich. 

(4) 1Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung ist schrift-
lich oder in elektronischer Form zu stellen. 2Wenn die zustän-
dige Behörde hierfür Muster oder Vordrucke bereithält, sind
diese zu verwenden. 

(5) 1Die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 2 wird durch die
Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung nach § 65 Abs. 2
Satz 1 des Flurbereinigungsgesetzes ersetzt, soweit die oder
der Beteiligte am Flurbereinigungsverfahren 

1. durch die vorläufige Besitzeinweisung mehr Dauergrün-
land erhält, als im letzten Sammelantrag nach Artikel 2
Satz 1 Nr. 11 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 angege-
ben ist, und 

2. den Mehranteil des Dauergrünlandes umbricht. 

2Wenn die oder der Beteiligte durch eine vorläufige Besitzein-
weisung weniger Dauergrünland erhält als im letzten Sam-
melantrag angegeben ist, gilt der Minderanteil als ohne Ge-
nehmigung umgebrochen, soweit die oder der Beteiligte nicht
Dauergrünland in der gemeinsamen Förderregion des Landes
Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen neu in dem
Umfang anlegt, wie im letzten Sammelantrag angegeben ist.
3Ist die für das neue Dauergrünland vorgesehene Fläche mit
einer Feldfrucht bestellt, so reicht es aus, wenn die oder der
Beteiligte die Fläche unverzüglich nach dem Abernten der
Feldfrucht als Dauergrünland anlegt. 4Die oder der Beteiligte
nach Satz 1 oder 2 hat unverzüglich nach Übergang des Besit-
zes der neuen Grundstücke der zuständigen Behörde mitzu-
teilen, welche als Dauergrünland im letzten Sammelantrag
angemeldeten Flächen sie oder er vor dem Zeitpunkt des Be-
sitzübergangs bewirtschaftet hat und welche Flächen sie oder
er nach dem Zeitpunkt des Besitzübergangs als Dauergrün-
land anlegt oder bewirtschaftet. 5Die Flurbereinigungsbehörde
informiert die zuständige Behörde über die Grenzen und Flur-
stücke des Flurbereinigungsgebiets und über die Anordnung
der vorläufigen Besitzeinweisung.
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§ 3

Wiederanlegen von Dauergrünland

(1) 1Verringert sich in der gemeinsamen Förderregion des
Landes Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen der
Anteil von als Dauergrünland genutzten Flächen im Verhält-
nis zur gesamten landwirtschaftlichen Fläche, berechnet nach
Artikel 3 Abs. 1, 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004,
um mehr als 10 vom Hundert bezogen auf das Jahr 2003, so
macht das Fachministerium dies im Niedersächsischen Minis-
terialblatt bekannt. 2Ab dem auf die Bekanntmachung folgen-
den Tag müssen Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber,
die Flächen bewirtschaften, die Dauergrünland waren und
nach dem Beginn des 24-Monatszeitraums vor dem letzten
Termin für die Einreichung des letzten Sammelantrags (Arti-
kel 4 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 2 der Verordnung [EG] Nr. 796/2004)
vor der Bekanntmachung nach Satz 1 umgebrochen wurden,
unverzüglich in der gemeinsamen Förderregion des Landes
Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen Flächen
nach Maßgabe des Absatzes 2 als neues Dauergrünland anle-
gen, soweit nicht bereits nach § 2 Abs. 2 Dauergrünland ange-
legt oder eine Genehmigung nach § 2 Abs. 2 Satz 3 erteilt
worden ist. 3Ist die für das neue Dauergrünland vorgesehene
Fläche mit einer Feldfrucht bestellt, so ist die Fläche unver-
züglich nach dem Abernten der Feldfrucht als Dauergrünland
anzulegen. 4Die Pflicht zum Anlegen von Dauergrünland nach
den Sätzen 2 und 3 besteht nicht mehr, sobald das Fachminis-
terium im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt macht,
dass sich der Anteil der als Dauergrünland genutzten Flächen
im Verhältnis zur gesamten landwirtschaftlichen Fläche nicht
mehr in einem 10 vom Hundert übersteigenden Maß verrin-
gert hat.

(2) 1Die zuständige Behörde setzt fest, in welchem Umfang
die Betriebsinhaberin oder der Betriebsinhaber Dauergrün-
land anzulegen hat. 2Der anzulegende Anteil berechnet sich
auf Basis der umgebrochenen Flächen, die von der Betriebsin-
haberin oder dem Betriebsinhaber bewirtschaftet werden, und
der zum Wiederausgleich erforderlichen Flächen. 3§ 2 Abs. 3
gilt entsprechend. 

§ 4

Ausnahmen

1Die §§ 2 und 3 finden keine Anwendung auf 

1. Erstaufforstungen von Dauergrünland im Sinne des § 9
Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald und
die Landschaftsordnung,

2. Umbrüche und Verluste von Dauergrünland im Zusam-
menhang mit Infrastrukturmaßnahmen oder betriebsbe-
dingten baulichen Maßnahmen,

3. behördlich genehmigte Maßnahmen und

4. Umbrüche von Dauergrünland, das im Rahmen von Pro-
grammen nach Artikel 4 Abs. 3 der Verordnung (EG)
Nr. 796/2004 geschaffen wurde.

2Die Betriebsinhaberin oder der Betriebsinhaber hat der zu-
ständigen Behörde die Flächen, die von Maßnahmen im Sinne
des Satzes 1 betroffen sind, unverzüglich nach dem Beginn
der Maßnahmen anzuzeigen.

Artikel 2

Änderung der Verordnung zur Übertragung 
von staatlichen Aufgaben 

auf die Landwirtschaftskammer Niedersachsen

In § 1 der Verordnung zur Übertragung von staatlichen Auf-
gaben auf die Landwirtschaftskammer Niedersachsen vom
20. Dezember 2004 (Nds. GVBl. S. 621), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 19. Juni 2007 (Nds. GVBl. S. 236),
wird nach Nummer 38 die folgende Nummer 38 a eingefügt: 

„38 a. die Aufgaben der zuständigen Behörde nach der
Verordnung zur Erhaltung von Dauergrünland vom
6. Oktober 2009 (Nds. GVBl. S. 362), wobei eine Ge-
nehmigung nach § 2 nur im Benehmen mit der für die
naturschutz- oder umweltschutzfachlichen Belange
zuständigen Behörde erteilt werden darf;“.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 6. Oktober 2009

Die Niedersächsische Landesregierung

W u l f f E h l e n
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V e r o r d n u n g
zur Aufhebung von Verordnungen zur Vermeidung 

von Gefahren durch das Halten von Bullen auf Weiden

Vom 6. Oktober 2009

Aufgrund des § 55 Abs. 1 Nr. 4 des Niedersächsischen Ge-
setzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in der Fas-
sung vom 19. Januar 2005 (Nds. GVBl. S. 9), zuletzt geändert
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 25. März 2009 (Nds. GVBl.
S. 72), wird im Einvernehmen mit dem Ministerium für Inne-
res, Sport und Integration verordnet:

§ 1

Es werden aufgehoben

1. die Verordnung der Bezirksregierung Weser-Ems zur Ver-
meidung von Gefahren durch das Halten von Bullen auf
Weiden vom 1. Oktober 1998 (ABl. für den Regierungsbe-
zirk Weser-Ems S. 956) und

2. die Verordnung der Bezirksregierung Hannover zur Ver-
meidung von Gefahren durch das Halten von Bullen auf
Weiden vom 3. Dezember 1998 (ABl. für den Regierungs-
bezirk Hannover S. 833).

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 6. Oktober 2009

Niedersächsisches Ministerium
für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz 

und Landesentwicklung

E h l e n

Minister
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